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[unternehmen!]: Was bedeutet

eigentlich der Dritte Weg der Kir-

chen?

Simon: Das Wesen des Dritten
Weges besteht darin, dass Regelungen
für Arbeitsverhältnisse nicht durch
Tarifverträge, sondern durch Be-
schlüsse von Kommissionen zustande
kommen. Für den Bereich der Caritas
ist das die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion des Deutschen Caritasverbandes
mit einer Bundeskommission und
sechs Regionalkommissionen. Diese
Gremien sind mit Vertretern der
Dienstgeber und Vertretern der Mitar-
beiter paritätisch besetzt. Der Dritte
Weg beinhaltet, dass Streik und Aus-
sperrung als Mittel des Arbeits-
kampfes ausgeschlossen sind. Diese
Regelungen finden sich für die katho-
lische Kirche in der „Grundordnung
des kirchlichen Dienstes“. Die Gestal-
tung dieses eigenen Verfahrens ist
durch das verfassungsmäßige Selbst-
bestimmungsrecht der Kirchen ge-
deckt.

[u!]: Das kirchliche Arbeitsrecht

muss sich nach der grundlegenden

Entscheidung des Bundesarbeits-

gerichts zum Dritten Weg vom

20.11.2012 in wichtigen Punkten

verändern. Worum geht es dabei?

Simon: Zunächst ist festzuhalten,
dass das Bundesarbeitsgericht den
Dritten Weg der Kirchen bestätigt
hat. Es hat jedoch festgelegt, wie
dieses Recht mit dem ebenfalls ver-
fassungsmäßigen Streikrecht der Ge-

werkschaften in Einklang zu bringen
ist. Das Gericht hat dabei den Dritten
Weg für zulässig erklärt, wenn drei
Voraussetzungen erfüllt sind. Neben
der Verbindlichkeit der Kommissi-
onsbeschlüsse und einem ausrei-
chenden Schlichtungsverfahren ist
eine koalitionsmäßige Betätigung
der Gewerkschaften im Dritten Weg
zu gewährleisten. Insbesondere diese
Voraussetzung, die organisatorische
Einbindung der Gewerkschaften,
stellt die Kirchen vor große Heraus-
forderungen und zwingt sie zum
Handeln. 

[u!]: Sind die Kirchen darauf vor-
bereitet?

Simon: Ja, die Kirchen sind vorbe-
reitet. Die Diskussion zur Umsetzung
der gerichtlichen Vorgaben wird ge-
führt, um den Dritten Weg zukunfts-
fest zu machen. Im Detail ergeben
sich allerdings viele Fragen. 

[u!]: Um welche Fragen geht es da
beispielsweise?

Simon: Das Bundesarbeitsgericht
hat nicht gesagt, wie eine organisato-
rische Einbindung der Gewerkschaf-
ten praktisch aussehen soll. So stellt
sich etwa die Frage, welche Anzahl
von Sitzen in den Arbeitsrechtlichen
Kommissionen für Gewerkschafts-

vertreter angemessen ist. Die Aus-
gangslage ist nicht ganz einfach.

[u!]: Wie kann diese Ausgangslage

genauer beschrieben werden?

Simon: Es ist festzustellen, dass
der gewerkschaftliche Organisati-
onsgrad in katholischen Einrichtun-
gen sehr gering ist. Und selbst die
Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtli-
chen Kommission hat erklärt, dass
eine gewerkschaftliche Einbindung
nicht zu einem Totalumbau des be-
währten Systems führen dürfe. Pi-
kant ist, dass der Dritte Weg den
eigenen Interessen der Gewerk-
schaften widerspricht. Damit stellt
sich die Frage, ob sie sich überhaupt
einbinden lassen wollen in ein Sys-
tem, das sie bisher nicht wollten. In
diesem Spannungsfeld zwischen
den gerichtlichen Vorgaben und den
faktischen Gegebenheiten sind nun
für das kirchliche Arbeitsrecht
grundsätzliche Entscheidungen zu
treffen.

[u!]: Und die Mitarbeiter in der

Caritas. Fordern die nicht eine ge-

werkschaftliche Beteiligung?

Simon: Das kann ich nicht erken-
nen. Die rund 550.000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den
Einrichtungen der Caritas dürften mit
dem Dritten Weg und den daraus re-
sultierenden Arbeitsbedingungen zu-
frieden sein. Sie sind keinesfalls

schlechter gestellt als ihre im öffent-
lichen Dienst beschäftigten Kollegen.
So sind die Arbeitsvertragsrichtlinien
für caritative Einrichtungen, die
AVR-Caritas, fast flächendeckend
denen des öffentlichen Dienstes an-
gepasst. Für die verfasste katholische
Kirche gilt dies genauso.

[u!]: Wie könnte die Lösung ausse-

hen?  

Simon: Das ist noch offen. Jeden-
falls besteht nach meiner Einschät-
zung im katholischen Bereich ein
breiter Konsens darüber, dass mit
möglichst wenigen Eingriffen in das
bewährte System den gerichtlichen
Vorgaben nachgekommen werden
soll.

[u!]: Geht in den Kirchen bereits
die Angst vor Streiks um?  

Simon: Nein. In den Arbeitsrecht-
lichen Kommissionen für die ein-
zelnen Regionen werden zurzeit
die Beschlüsse zur Tarifrunde
2014/2015 gefasst. Es gibt also für
Streiks aktuell keinen Grund. Und
nach Umsetzung der gerichtlichen
Vorgaben wird sich das Thema nicht
mehr stellen. 

[u!]:Mit dem Unternehmerverband

kooperieren Sie in dieser Diskus-

sion. Der zweite kirchliche Dienst-

gebertag ist für das Frühjahr

geplant. Was erwarten Sie von die-

ser Zusammenarbeit? 

Simon: Unternehmerverband und
kirchliche Dienstgeber, wie die Ca-
ritas, können weiter voneinander
lernen. Der Unternehmerverband
kann die Erkenntnis über die Beson-
derheiten des Dritten Weges vertie-

fen und wir können uns mit den Ta-
rifprofis des Verbandes intensiv aus-
tauschen. Gerade in der Beteiligung
von Gewerkschaften verfügt der
Verband über eine umfassende Ex-
pertise. Der erste gemeinsame Tag
war sehr erfolgreich. Über 150

Gäste aus dem gesamten Bundesge-
biet diskutierten über die großen
Herausforderungen, vor denen die
Kirchen im kirchlichen Arbeitsrecht
stehen. Dieser Tag hat wertvolle Er-
kenntnisse geliefert. Bei der Neuauf-
lage wollen wir einen weiteren
Schritt tun und mehr über die Vorstel-
lungen der Gewerkschaften hinsicht-
lich der künftigen Ausgestaltung
des kirchlichen Arbeitsrechts erfah-
ren. Und das wird vor dem Hinter-
grund der aktuellen Situation sicher
hoch spannend. 

Das Interview führte 

Matthias Heidmeier
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Vita  

Martin Simon, Jurist und Rechtsanwalt, Abteilungsleiter Personal,
Finanzen und Service beim Caritasverband für das Bistum Essen
e. V.. Seit vielen Jahren ist Simon tätig auf dem Gebiet des kirchli-
chen Arbeitsrechts. Er ist Autor verschiedener Veröffentlichungen
zum kirchlichen Arbeitsrecht. Simon ist Mitglied für die Dienstge-
berseite in der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Ca-
ritasverbandes (Regionalkommission Nordrhein Westfalen).

Caritasverband für das Bistum Essen e. V.

Der Caritasverband ist ein anerkannter Spitzenverband der Freien
Wohlfahrtspflege. Er ist Dachverband für die caritativen (katholischen)
Einrichtungen im Bistum Essen. Das sind insbesondere die Ortscari-
tasverbände, die katholischen Krankenhäuser, Altenhilfe- und Behin-
derteneinrichtungen, Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen. Unter
dem Dach des Caritasverbandes Essen versammeln sich 110 Einrich-
tungen mit rund 30.000 Mitarbeitern. Bundesweit sind in Einrichtungen
der Caritas ca. 550.000 Mitarbeiter beschäftigt

3_201414

„Unternehmerverband und kirchliche 
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Martin Simon erläutert die Herausforderungen für die Inklusion des soge-
nannten Dritten Weges. (Foto: Unternehmerverband)

Wie kann man den Dritten Weg der Kirche beim Arbeitsrecht zukunftsfest
machen? Ein Gespräch mit Caritas-Abteilungsleiter Martin Simon

D er heimische Unternehmerver-
band hat die Landesregierung

und die Revierstädte zu einem
wirtschaftspolitischen Kurswech-
sel aufgefordert. Der Sprecher der
regionalen Wirtschaft, Heinz
Lison, sieht insbesondere für das
Ruhrgebiet kein „Wachstumskon-
zept“ der Landesregierung. Ange-
sichts aktueller Zahlen, die die
deutlich schwächere wirtschaftli-
che Dynamik in NRW gegenüber
der durchschnittlichen Entwick-
lung in Deutschland belegen,
müssten die Ziele „Wachstum und
Beschäftigung“ wieder in den
Fokus der Landespolitik rücken.
Das Statistische Landesamt hat ak-
tuell ein Wachstum in NRW von
einem Prozent im ersten Halbjahr
berechnet. Deutschlandweit wuchs
die Wirtschaft hingegen um 1,7
Prozent.

Schuldenland

Seit Jahren wachse Nordrhein-
Westfalen in Aufschwungphasen
langsamer und falle in konjunktu-
rellen Schwächeperioden schneller

als andere Bundesländer. Insbeson-
dere das Ruhrgebiet drücke den
Landesdurchschnitt nach unten.
Der Strukturwandel tauge als Aus-
rede nicht mehr. „Dass unser Land
inzwischen bundesweit als ‚Schul-
denland Nummer 1‘ wahrgenom-
men wird, ist ein verheerendes Sig-
nal für Investitionsentscheidungen
von Unternehmen“, betont Lison.
Die katastrophale Finanzlage der
Kommunen im Ruhrgebiet tue ihr
übriges zur Verschlechterung der
Rahmenbedingungen.

Anstatt jedoch für Aufbruchsstim-
mung zu sorgen, kümmere sich die
Landesregierung seit Jahren lieber
um neue Regulierungsprojekte.
Das industriefeindliche Klima-
schutzgesetz, das europarechtswid-
rige Tariftreue- und Vergabegesetz,
eine investitionshemmende Lan-
desentwicklungsplanung sowie das
rückwärtsgewandte Hochschulzu-
kunftsgesetz seien Belege für eine
insgesamt wirtschaftskritische
Grundstimmung der Regierungs-
politik.

Auf die „lange Bank“

Auch die Städte im Revier blieben
ihren Beitrag für mehr Wachstum
bislang schuldig, ergänzt der
Hauptgeschäftsführer des Unter-
nehmerverbandes, Wolfgang
Schmitz. Natürlich müssten Ruhr-

gebietsstädte wie Duisburg, Mül-
heim und Oberhausen sparen, doch
dies geschehe meist „planlos“. „Wir
schrecken Investoren mit ständigen
Steuererhöhungen ab. Auch mit Ge-
bührenerhöhungen zulasten von Fa-
milien, wie sie jetzt in Duisburg ge-
plant sind, schadet man dem
Fachkräftestandort“, führt Schmitz
weiter aus. Vorschläge der Wirt-
schaft nach einer engeren Koopera-
tion der Revierstädte mit dem Ziel,
Aufgaben gemeinsam günstiger zu
erledigen, würden hingegen auf die
„lange Bank“ geschoben.

Die Wirtschaft befürchtet, dass ins-
besondere der Standort Ruhrgebiet
weiter zurückfällt, wenn das Land
NRW und die Städte nicht gegen-
steuern. „Die Unternehmen sind
bereit, Ihren Beitrag zu leisten. In
den Städten bringen wir uns aktiv
ein, um die Standorte nach vorne
zu bringen. Doch klar ist auch: Die
Politik muss der Wachstums-, In-
vestitions- und Technologieschwä-
che endlich aktiv begegnen“, so
Schmitz.

Aktuelle Wachstumszahlen: Heimische Unternehmen in Sorge

Heinz Lison, Sprecher der regionalen
Wirtschaft (Foto: Unternehmerver-
band)

Regionale Unternehmerschaft fordert 

wirtschaftspolitischen Kurswechsel

Metall NRW gewinnt

Verbändeturnier
Nicht zuletzt die kräftige Unterstüt-
zung aus Duisburg führte zum Sieg

Erfolgsmannschaft: Das Team von METALL NRW

B ei diesem besonderen Treffen der
Metallverbände aus der ganzen

Bundesrepublik ging es ausnahmsweise
einmal nicht um aktuelle tarifpolitische
oder arbeitsrechtliche Entwicklungen.
Nein, das Verbändetreffen ist traditio-
nell ein Fußballturnier. Hier treten die
Arbeitgeberverbände der Metall- und
Elektroindustrie nicht etwa gegen die
Gewerkschaften, sondern gegeneinan-
der an. Diesmal wurde es in der Lan-
deshauptstadt Düsseldorf ausgetragen. 

Und im Lichte der Fußball-Weltmeis-
terschaft, waren die 10 teilnehmenden
Fußballmannschaften aus der Verbän-
dewelt, darunter fußballbegeisterte Mit-
arbeiter von Hessenmetall, Niedersach-

senmetall und Südwestmetall, natürlich
besonders motiviert. 

Spielerisch überzeugte vor allem das
Team von Metall NRW mit tatkräftiger
Unterstützung des hiesigen Unterneh-
merverbandes. Gleich drei Spieler aus
dem HAUS DER UNTERNEHMER
bildeten einen starken Duisburger
Block im Metall NRW-Team. Erhan
Köse, Peter Wieseler und Marvin Seidl
waren Garanten für den Erfolg. Nur am
Ende machte es das Team aus Nord-
rhein-Westfalen noch einmal spannend:
Erst ein Elfmeterschießen brachte die
Entscheidung für den Gastgeber. 

Text bitte kürzen!


